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nehmensführers oder gar ehrbaren Kaufmanns. 
Sind Banker auch nicht mehr! Viel zu oft  
stehen vor allem das persönliche Erfolgs- und 
Gewinnstreben im Mittelpunkt der Handlungen 
– ähnlich wie bei Politikern oder Fussball-
trainern. Was morgen aus dem Verein, der 
Bank, dem Unternehmen wird? Egal – das Heu-
te zählt. Garantiert der kurzfristige Erfolg doch 
höchstes Ansehen und mit Sicherheit den lu-
krativen Anschlussvertrag woanders. Der Leid-
tragende ist die öffentliche Hand und damit 
auch der Steuerzahler, der nun für die Kosten 
all der Fehltritte, Fehleinschätzungen und 
Übertreibungen aufkommen muss. Wie Exeku-
tive und Legis lative aus großem Zorn heraus 
auf diese Missstände reagieren, ist dennoch 
leider zu oft mehr Rache als Zukunft. Schließ-
lich darf nicht vergessen werden, dass Staat 
und Banken  zueinander in einem viel symbio-
tischeren Verhältnis stehen, als dies viele sich 
selbst und anderen bislang zugestanden haben. 

Wenn nun beispielsweise Bundeskanzlerin 
Angela Merkel eine Beteiligung der Banken als 
Gläubiger an möglichen Staatspleiten fordert, 
so trifft das sicherlich Volkes Wille, darf aber 
ob seiner Auswirkungen hinterfragt werden. 
Zunächst gibt es keinen Zweifel, dass Inves-
toren für eingegangene Risiken auch selber 
einstehen müssen. Sollte es aber dazu kom-
men, dass innerhalb der europäischen Gemein-
schaft und erst recht der Eurozone kein Verlass 
mehr auf Solidarität sein kann, hätte das Fol-
gen. So würden anfällige Staaten wie derzeit 
Irland oder Portugal ob des Risikos keine In-
ves toren mehr finden und bekämen Prob leme 
mit der Staatsfinanzierung, da sich Banken als 
größte Anlegergruppe verabschieden würden. 
Soliden Ländern wie Deutschland dagegen 
würden die Papiere aus den Händen gerissen, 
mit unerfreulichen Auswirkungen auf Preise 
und Renditen. Doch wer sagt, dass die Bundes-
republik immer am guten Ende stehen wird? 

Und schließlich ist es mehr als zweifelhaft, 
dass die Bundesrepublik im ärgsten Fall allen 
Ernstes beispielsweise die Deutsche Bank we-
gen übertriebener und schiefgelaufener In-
vestments in Irland sterben ließe. Nein, es gilt 
natürlich immer noch das „to big to fail“. Und 

Gut zwei Jahre ist es her, dass mit der Pleite 
der US-Investmentbank Lehman Brothers der 
vorläufige Höhe punkt der Finanzkrise erreicht 
wurde. Seitdem ist vor allem auf der Regulie-

rungsseite eine überaus hektische Betrieb-
samkeit an den Tag gelegt worden. Basel III, 
Bankenabgabe, Finanztransaktionssteuer, 
europäische Einlagensicherung – all das 
soll dafür sorgen, dass künftig die Kredit-
wirtschaft ihre Probleme bitte schön sel-
ber lösen kann und nicht auf den Staat als 
„lender of last ressort“ vertrauen muss. 

Durch die Finanzkrise ist deutlich gewor-
den, „dass Wachstum in der Finanzwirtschaft 
nicht gleichbedeutend ist mit Mehrung volks-
wirtschaftlichen Wohlstands. Und es ist klar, 
dass sich die Finanzwirtschaft in ihren Wachs-
tums- und Gewinnaussichten nicht ohne In-
kauf nahme erheblicher Stabilitätsrisiken von 
der übrigen Volkswirtschaft abkoppeln kann“, 
so formulierte es Heinrich Haasis, Präsident des 
DSGV auf der 56. Kreditpolitischen Tagung.  
So viel zur Einsicht der Branche. Gleichzeitig 
warnte Haasis aber ebenso wie BVR-Präsident 
Uwe Fröhlich und Bankenpräsident Andreas 
Schmitz vor den Folgen einer Über regulierung. 
So bedürfe es eines besonderen Grundes, die 
Wirtschaftsfreiheit zu reglementieren. Grund-
lage, so Haasis, könne und dürfe nicht das 
allgemeine Gefühl sein, die Finanzwirtschaft 
irgendwie einschränken zu müssen.

Genau dieses Gefühl ist aber da. Schließlich 
werden Banken derzeit von nahezu allen Be-
teiligten außerhalb des Kreditwesens als un-
eingeschränkt unanständig und unmoralisch 
betrachtet. Das darf ruhig so sein, weil viel zu 
viele von ihnen den Status sui generis, den 
ihnen Staat wie Markt bislang eingeräumt 
haben, als Freibrief definiert haben. Es ist na-
hezu beispiellos, mit welch einer Geschwindig-
keit und mit welch einer Konsequenz die 
 Bankenbranche ihren ehemals so guten Ruf 
verspielt hat. Bespitzelungen auf höchster 
Ebene, schmutzige Hilfsmittel wie fragwürdige 
Dienstleister und vermeintliche Kinderporno-
grafie, Unterschlagung, persönliche Bereiche-
rung, Wortbruch – all das ist widerlich und all 
das passt nicht zum Bild des seriösen Unter-
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wären dann die Zinsen für die nicht unerheb-
lichen stillen Einlagen zu bedienen gewesen. 
Das kann man noch verstehen (vgl. auch 
 Kreditwesen 6-2010, Gespräch des Tages). Nun 
nach drei Quartalen aber nach IFRS einen 
 Gewinn, nach HGB da gegen einen Verlust aus-
zuweisen, sich so international erholt zu prä-
sentieren aber dennoch keine Zinsen zu zahlen 
(für diese ist der HGB-Abschluss maßgeblich), 
empfindet mancher schon als Verhöhnung, 
auch wenn die Rechnung sicherlich legal ist.

Der Staat als Eigentümer muss auch dies mit-
machen. Das zeigt das ganze Dilemma, wenn 
der Schiedsrichter plötzlich bei der ein oder 
anderen Mannschaft mitspielt. Allerdings ist 
ein Ausstieg noch lange nicht zu erwarten. Die 
Kreditwirtschaft jedenfalls wird sich daran 
gewöhnen müssen, sich ebenfalls noch lange 
größter Aufmerksamkeit sicher zu sein. So 
lange, bis die Banken irgendwann mal wieder 
„bessere" sein werden.

der Blick auf die angehäuften Staatsbeteili-
gungen in deutschen Banken erinnert an das 
Pokerspiel: Sind erstmal viel eigene Chips im 
Topf, wird das Aussteigen immer schwieriger. 
Warum also sollten Banken ihr Geschäfts ge-
baren ändern? Der öffentlichen Meinung we-
gen? Des eigenen Schuldbewusstseins wegen? 

Dabei kann es natürlich nicht richtig sein, dass 
staatlich überlebensfähig gemachte Institute 
wie die Commerzbank und die Hypo Real Esta-
te (oder Deutsche Pfandbriefbank) den ande-
ren Instituten unbelastet von ihrer Vergangen-
heit feinsten Wettbewerb liefern können, ohne 
dafür zahlen zu müssen. „Ich bin doch nicht 
blöd“, so lautet der Slogan des Mediamarktes. 
Gleiches könnte man auch aus dem Hochhaus-
Turm der gelben Bank in Frank furt hören. Dass 
unter dem Strich für dieses Jahr die Er zielung 
eines Gewinns sicherlich nicht oberste Priorität 
für die Führungsmannschaft um Martin Bles-
sing hatte, war schon früh klar, schließlich 

Eigentümerstruktur der 20 größten Banken in Deutschland Stand November 2010

1. Deutsche Bank AG, Frankfurt am Main
100% institutionelle und private Investoren

2. Commerzbank AG, Frankfurt am Main  
zirka 60% institutionelle und private Investoren,  
25% plus eine Aktie Sonderfonds Finanzmarktstabilisie-
rung, > 10% Allianz-Konzern, < 5% Generali-Konzern

3. Landesbank Baden-Württemberg, Stuttgart 
40,534% Sparkassenverband Baden-Württemberg,  
19,57% Land Baden-Württemberg, 18,932% Stadt Stutt-
gart, 18,258% Landesbeteiligungen Baden-Württemberg 
GmbH, 2,706% Landeskreditbank Baden-Württemberg – 
Förderbank (L-Bank)

4. KfW Bankengruppe, Frankfurt am Main 
80% Bund, 20% Länder

5. DZ Bank AG, Frankfurt am Main 
82,2% Genossenschaftsbanken (direkt und indirekt),  
6,9% sonstige Genossenschaften, 6,7% WGZ Bank AG, 
Düsseldorf, (direkt und indirekt), 4,2% sonstige

6. Unicredit Bank AG, München 
100% Unicredit S.p.A. (Italien)

7. Hypo Real Estate Holding AG, München  
100% Sonderfonds Finanzmarktstabilisierung

8. Bayerische Landesbank, München  
94% Freistaat Bayern, 6% Sparkassenverband Bayern 
(beide indirekt)

9. WestLB AG, Düsseldorf  
30,862% NRW-Bank, Düsseldorf, 25,032% Sparkassen-  
und Giroverband Rheinland, 25.032% Sparkassenverband 
Westfalen-Lippe, 17,766% Land Nordrhein-Westfalen

10. Norddeutsche Landesbank Girozentrale, Hannover 
41,75% Land Niedersachsen, 37,25% Sparkassenverband 
Niedersachsen, 8,25% Land Sachsen-Anhalt, 7,53% Spar-
kassenbeteiligungsverband Sachsen-Anhalt, 5,22% Sparkas-
senbeteiligungszweckverband Mecklenburg-Vorpommern

11. Deutsche Postbank AG, Bonn  
39,5% Deutsche Post AG, 41,43%* Deutsche Bank AG, 
19,07%* institutionelle und private Investoren

12. Eurohypo AG, Frankfurt am Main  
100% Commerzbank-Konzern

13. Deutsche Pfandbriefbank AG, Unterschleißheim 
100% Hypo Real Estate Holding AG

14. HSH Nordbank AG, Hamburg/Kiel  
85,5% Freie und Hansestadt Hamburg sowie Land  
Schleswig-Holstein (direkt und indirekt), 9,2% neun Trusts, 
die von J. C. Flowers & Co. LLC beraten werden,  
5,3% Sparkassen- und Giroverband Schleswig Holstein

15. Landesbank Hessen-Thüringen Girozentrale,  
Frankfurt am Main 
85% Sparkassen- und Giroverband Hessen-Thüringen,  
10% Land Hessen, 5% Freistaat Thüringen

16. NRW.Bank, Düsseldorf  
98,6% Land Nordrhein-Westfalen, jeweils rund  
0,7% Landschaftsverbände Rheinland und Westfalen-Lippe

17. Landesbank Berlin Holding AG, Berlin  
88,03% Erwerbsgesellschaft der S-Finanzgruppe mbH & Co. 
KG, 10,63% Beteiligungsgesellschaft der S-Finanzgruppe 
mbH & Co. KG, 1,34% Streubesitz

18. Deka Bank Deutsche Girozentrale,  
Frankfurt am Main  
50% Landesbanken, 50% Sparkassen

19. WGZ Bank AG Westdeutsche Genossenschafts-
Zentralbank, Düsseldorf  
nahezu 100% Volks- und Raiffeisenbanken  
(direkt und indirekt)

20. ING-Diba AG 
100% ING-Konzern (indirekt)

* laufendes Übernahmeangebot; Quelle: Die Bank, eigene Recherche
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